Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3325 


Der Bundesminister der Finanzen 
II A/1 - A 0213 - 24/56 


Bonn, den 20. März 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deuts dien Bundestages 


betr. Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben im 3. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1956 


Auf Grund des § 33 Abs. 1 RHO überreiche ich die Übersicht über 
$lie über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage von 
10 000 DM und darüber für das 3. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1956. 


Schaffer 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 


3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1956 im Betrage von 10 000 DM 

und darüber 

Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1956 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
/gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. 

03 01 

| 6 000,— 

Einzelplar 

1 ' 12 500,— 

i 03 — Bundesrat — 

1 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie 


Die Eingliederung des Saarlandes in die Bundes- 
republik am 1. Januar 1957 machte folgende Ände- 
rungen im Plenarsaal des Bundesrates notwendig: 

1. Anbringung des Wappens des Saarlandes an der 
Wappenwand unter Wahrung der alphabetischen 
Reihenfolge; 

2. Anbringung des Bundesadlers als Relief plastik; 

3. Aufstellung einer elften Tischreihe; 

4. Anhebung des Präsidententisches um eine Stufe 
infolge Änderung der Bestuhlung. 

Bei Aufstellung des Haushalts 1956 war die Aus- 
gabe noch nicht vorhersehbar. Die Dringlichkeit der 
Angelegenheit ließ eine Zurückstellung der Aus- 
gabe bis zum Rechnüngsjahr 1957 nicht zu. Die 
Ausgabe mußte daher überplanmäßig geleistet wer- 
den. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 


05 01 
apl. 977 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


*) 50 000,— 


Einmaliger Zuschuß an die deutsche Sektion des 
Rats der Gemeinden Europas zu den Kosten des 
III. Europäischen Gemeindetages 


Der III. Europäische Gemeindetag fand im. Okto- 
ber 1956 in Frankfurt (Main) und Bad Homburg 
v. d. H. statt. Träger der Veranstaltung war die 
deutsche Sektion des Rats der Gemeinden Euro- 
pas. Der Rat der Gemeinden Europas ist die kom- 
munale Organisation der europäischen Bewegung. 
Da die Durchführung der Veranstaltung, deren 
Kosten sich auf rd. 190 000 DM belaufen, nur mit 
finanzieller Unterstützung des Bundes möglich 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

1956 

mäßigen Aus- 
'gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

war, wurde im Hinblick auf den internationalen 
Charakter und das große außenpolitische Interesse 
des Bundes an der Abhaltung des III. Europäischen 
Gemeindetages im Bundesgebiet die Gewährung 
eines Zuschusses zu den Kosten der Veranstaltung 
in Höhe von 50 000 DM für unabweisbar gehalten. 
Die Ausgabe war nicht voraussehbar und mußte, 
da Mittel für diesen Zweck im Haushalt 1956 nicht 
vorgesehen sind, außerplanmäßig geleistet werden. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 05 03 Tit. 322. 


05 02 
307 


550 000,— 


600 000,— 


Kosten der Kommissionen, Delegationen und inter- 
nationalen Konferenzen, sofern die deutsche Ver- 
tretung vom Auswärtigen Amt geführt wird 

Der Umfang der internationalen Vertragsverhand- 
lungen hat nach Wiedererlangung der Souveräni- 
tät der Bundesrepublik in nicht vorhersehbarem 
Maße zugenommen. In erheblichem Umfang sind 
Verhandlungen (Handelsvertragsverhandlungen, 
Saarverhandlungen usw.) erforderlich geworden, 
die bei der Aufstellung des Haushalts für 1956 
noch nicht berücksichtigt werden konnten. Eine 
weitere zusätzliche und unabweisbare Belastung 
des Titels ist dadurch eingetreten, daß die im Okto- 
ber 1955 begonnene Truppenvertragskonferenz sich 
weit über den ursprünglich angenommenen Zeit- 
raum von etwa 4 bis 6 Monaten hinaus erstreckte, 
wobei die Verzögerung wesentlich auch auf die 
retardierende Wirkung der Verhandlungen über 
die Stationierungskosten zurückzuführen ist. Die 
Ausgaben entstehen zwangsläufig; nach den Ver- 
einbarungen mit den beteiligten sieben ausländi- 
schen Staaten ergab sich für die Bundesrepublik 
bei dieser ersten großen, von der Bundesrepublik 
durchgeführten internationalen Regierungskonfe- 
renz die Notwendigkeit, ein einwandfrei funktio- 
nierendes Generalsekretariat zu stellen. Für die im 
Vorjahre entstandenen Ausgaben wurden die er- 
forderlichen Mittel gleichfalls bei diesem Titel mit 
Kenntnis des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages überplanmäßig bereitgestellt. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 181. Sitzung 
am 25. Oktober 1956 von der überplanmäßigen Be- 
willigung Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken erhoben. 


Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 
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Vorgriff 

1955 

196 936,02 
123 063,98 


06 01 
apl. 309 


Mehrausgaben durch zunehmende Beanspruchung 
der Zuschüsse zum Ausgleich überhöhter Fahr- 
kosten im Verkehr nach und von Berlin. Die Mehr- 
ausgaben waren nicht vorherzusehen. Das Bedürf- 
nis ist unabweisbar, um die Zuschußgewährung im 
Interesse der gefährdeten Bediensteten, insbeson- 
dere der Angehörigen der Bundeswehr, fortsetzen 
zu können. Die Mehrausgabe ist gemäß § 3 des 
Haushaltsgesetzes 1956 nicht als Vorgriff zu be- 
handeln. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 

*) 50 000, — Kosten für die Verwahrung und Verwaltung des 
beschlagnahmten KPD-Vermögens 

Aus diesem Titel dürfen Personal- und Sachaus- 
gaben geleistet werden. 

Die Durchführung der Einziehung des Vermögens 
der KPD ist laut Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 17. August 1956 dem Bundesminister 
des Innern übertragen worden. Durch die Verwah- 
rung und Verwaltung des beschlagnahmten Ver- 
mögens entstehen dem Bund Kosten, die zunächst 
nur geschätzt werden können. Die hierdurch not- 
wendig werdenden Ausgaben sind unabweisbar 
und waren nicht vorauszusehen. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


06 10 
apl. 105 


*) 47 100, — Unterhaltszuschüsse für Beamte im Vorbereitungs- 
dienst und für Beamten anwärter 

Die Mittel sind erforderlich zur Gewährung von 
Unterhaltszuschüssen an einzuberufende Beamten- 
anwärter. Infolge Mangels an Nachwuchsbeamten 
aus dem Kriminalpolizeidienst der Länder ist die 
Einberufung und Ausbildung von Beamtenanwär- 
tern beim Bundeskriminalamt unabweisbar erfor- 
derlich. Die Entwicklung der Nachwuchsfrage 
konnte nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 06 10 Tit. 101. 


14 500, — Beschaffung von Schreib- und sonstigen Büro- 

maschinen sowie Panzer- und Stahlschränken 

Mehrausgabe infolge Beschaffung von 2 zweitüri- 
gen Stahlschränken des Sicherheitsgrades III und 
2 Aktenzerkleinerungsmaschinen einschließlich 
Transportkosten. Die Beschaffungen sind auf 
Grund der ab 1. September 1956 in Kraft getrete- 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 15 
103 


06 15 
104 b 


06 16 
870 


19 600 — 


58 100 — 


nen Verschlußsachenanweisung unabweisbar erfor- 
derlich. Die Ausgabe war nicht vorherzusehen. Die 
Mehrausgabe ist gemäß § 3 des Haushaltsgesetzes 
1956 nicht als Vorgriff zu behandeln. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 06 10 Tit. 101. 

20 000, — Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Die Übertragung verschiedener Aufgaben auf die 
Bundesstelle für Verwaltungsangelegenheiten des 
BMI (z. B. Auslandsfürsorge - GMB1. 1956 S. 265 
Disziplinarangelegenheiten nach § 9 G 131, Befug- 
nisse aus § 60 Abs. 1 Satz 4 G 131, Sozialatlas) er- 
forderte die personelle Verstärkung der Bundes- 
stelle um einen Beamten des höheren Dienstes. Die 
Aufgabenübertragung war bei Aufstellung des 
Haushalts 1956 nicht vorherzusehen. Die Mehraus- 
gabe ist unabweisbar. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 06 09 Tit. 101. 

14 000, — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Löhne 

der Arbeiter — 

Der Bundesstelle sind seit ihrer Errichtung auf den 
verschiedenen Gebieten neue Aufgaben übertragen 
worden. Hierdurch hat der Umfang des Geschäfts- 
verkehrs ganz erheblich zugenommen. Die vorhan- 
denen TO.B-Kräfte sind in einem nicht vertret- 
baren Maße über die normale Arbeitszeit hinaus 
in Anspruch genommen. Zu einem reibungslosen 
Ablauf des inneren Geschäftsbetriebes ist die zu- 
sätzliche Einstellung von 2 Arbeitern unabweisbar. 
Die Übertragung von Aufgaben auf die Bundes- 
stelle war bei Aufstellung des Haushalts 1956 nicht 
vorherzusehen. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 06 15 Tit. 108. 


56 600,— 
abzüglich 
Vorgriff 
1955 

50 102,40 
6 497,60 


16 000, — Anschaffung von Büromöbeln und Einrichtungs- 
( Vorgriff) gegenständen in den Diensträumen 

Mehrbedarf durch zusätzliche Beschaffung von 
Panzer- und Stahlschränken. Die Mehrausgabe ist 
zur Durchführung des Geheimschutzes der Ver- 
schlußsachen innerhalb der Dienststelle auf Grund 
der am 1. September 1956 in Kraft getretenen Ver- 
schlußsachenanweisung unabweisbar erforderlich. 
Eine Verzögerung in der Beschaffung ist nicht ver- 
tretbar, da dadurch die nach der VS-Anweisung zu 
treffenden Sicherungsmaßnahmen gefährdet wer- 
den würden. Die Mehrausgabe war bei der Auf- 
stellung des Haushalts 1956 nicht vorherzusehen. 
Die Mehrausgabe ist nach § 30 Abs. 3 RHO als Vor- 
griff zu behandeln. 
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Schaftspolizeien der Länder mit Einsatzkarten aus- 
zustatten. Die Kartenbeschaffung ist für den Fall 
der drohenden Gefahr (Artikel 91 Abs. 2 GG) un- 
abweisbar notwendig. Die Mehrausgabe konnte bei 
Aufstellung des Haushalts 1956 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 06 24 Tit. 878. 


354 200,- 


260 000, — Vermischte Verwaltungsausgaben 

Nach Durchführung des Zweiten Gesetzes über den 
Bundesgrenzschutz vom 30. Mai 1956 (BGBl. I 
S. 436) hat der Bundesgrenzschutz nicht mehr die 
vom Deutschen Bundestag in seiner Sitzung vom 
19. Juni 1953 beschlossene Stärke von 20 000 Mann. 
Die Wiederauffüllung erfordert zusätzliche Aus- 
gaben für Werbemaßnahmen und das Einstellungs- 
verfahren. Die Mehrausgabe ist unabweisbar, da 
sonst die Wiederauffüllung im Rahmen des Be- 
schlusses des Deutschen Bundestages nicht ord- 
nungsgemäß und mit der notwendigen Beschleuni- 
gung durchgeführt werden kann. Die Mehrausgabe 
konnte bei Aufstellung des Haushalts 1956 nicht 
vorhergesehen werden, da die Auswirkungen des 
Zweiten Gesetzes über den Bundesgrenzschutz 
nicht zu übersehen waren (vgl. Absatz 2 der Vor- 
bemerkung zu Kap. 06 25 — Bundesgrenzschutz — 
Rechnungsjahr 1956). 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 187. Sitzung 
am 5. Dezember 1956 von dieser Maßnahme 
Kenntnis genommen und keine Bedenken erhoben. 
Einsparung erfolgt bei Kap. 06 25 Tit. 317. 


06 25 
apl. 758 


*) 300 000, — Grunderwerb und Neubau einer Unterkunft in 
Gifhorn 

An Stelle des im Haushalt 1956 (Kap. 06 25 Tit. 747) 
vorgesehenen Neubaus einer Unterkunft in Bad 
Neustadt (Saale), die nicht gebaut werden kann, 
ist der Neubau einer Unterkunft in Gifhorn unab- 
weisbar notwendig. Für Grunderwerb und Planung 
werden ca. 300 000 DM benötigt. Die Ausgabe 
konnte bei Aufstellung des Haushalts 1956 nicht 
vorhergesehen werden. Auf die Vorbemerkung zu 
Kap. 06 25 Tit. 710 bis 757 wird hingewiesen. 
Der Haushaltsausschuß hat in seiner 181. Sitzung 
am 25. Oktober 1956 von dieser Maßnahme Kennt- 
nis genommen und keine Bedenken erhoben. 
Einsparung erfolgt bei Kap. 06 25 Tit. 747. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1956 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 



06 25 
apl. 760 


06 25 
apl. 761 


06 33 
apl. 103 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


*) 34 700 — 


Instandsetzung der ehern. Mars-la-Tour-Kaserne 
und der Außenanlagen in Braunschweig 

Im Rechnungsjahr 1955 wurden 110 000 DM zur 
Instandsetzung der ehern. Mars-la-Tour-Kaserne 
außerplanmäßig bereitgestellt (mit Zustimmung 
des Haushaltsausschusses — vgl. Protokoll der 145. 
Sitzung vom 21. März 1956). Hiervon wurden rd. 
75 300 DM verausgabt. Zur Fortführung der Bau- 
arbeiten im Rahmen des Kostenanschlages über 
110 000 DM werden im Rechnungsjahr 1956 unab- 
weisbar 34 700 DM benötigt. Die Ausgabe konnte 
bei Aufstellung des Haushalts 1956 nicht vorher- 
gesehen werden. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 06 25 Tit. 742. 


*) 165 000 — 


i 


Kosten der Errichtung einer Baracke auf dem Ge- 
lände der ehern. Gallwitz-Kaserne in Bonn 

Die Beschaffungsstelle für den Bundesgrenzschutz 
muß die von ihr in der ehern. Troilo-Kaserne in 
Bonn genutzten 2 Baracken beschleunigt für 
Zwecke des Bundesministeriums für Verteidigung 
räumen. Um die Beschaffungsstelle in der ehern. 
Gallwitz-Kaserne Zusammenlegen zu können, muß 
für die Bundesgrenzschutzeinheiten als Ersatz eine 
Lagerbaracke zur Unterbringung von Kammern 
und Werkstätten errichtet werden. Die Ausgabe ist 
unabweisbar und konnte bei Aufstellung des Haus- 
halts 1956 nicht vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 181. Sitzung 
am 25. Oktober 1956 von dieser Maßnahme Kennt- 
nis genommen und keine Bedenken erhoben. 
Einsparung erfolgt bei Kap. 06 25 Tit. 732. 


*) 37 500 — 


Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Die außerplanmäßige Ausgabe ist infolge Über- 
nahme von 2 Beamten in Planstellen A 2 b und 
A 4 b 1 des Bundesministeriums des Innern und 
eines Beamten in eine Planstelle A 4 c 1 des Bun- 
deskriminalamtes in Wiesbaden unter gleichzeiti- 
ger Abordnung zur Dienstleistung bei der Bundes- 
dienststelle für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge in Nürnberg zur Verbuchung der 
Dienstbezüge bei Kap. 06 33 Tit. 103 unabweisbar 
notwendig. Die Ausgabe war aus personalmäßigen 
Gründen nicht vorherzusehen. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 06 01 Tit. 101 — 

27 300 DM und Kap. 06 10 Tit. 101 - 10 200 DM. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

Tit. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

1956 

igabemitteln sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



07 01 
To 7 


07 01 
203 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


350 900 — 


75 000 — 


300 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf recht- 
licher Verpflichtung. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe war daher unabweisbar und un- 
aufschiebbar. 

Einsparung erfolgt innerhalb der Titelansätze bei 
den Personalausgaben. 

14 300 , — Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 

meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Beim Bundesministerium der Justiz haben durch 
die Ausführung der Pariser Verträge (Betreuung 
des Obersten Rückerstattungsgerichts mit seinen 3 
Senaten in Rastatt, Herford und Nürnberg — vgl. 
Kap. 07 06 — , des Gemischten Beratenden Gnaden- 
ausschusses und des Bundesamtes für die Prüfung 
ausländischer Rückgabe- und Wiederherstellungs- 
ansprüche — vgl. Kap. 07 01 Tit. 951 und 952), 
durch Intensivierung der Vorarbeiten zur Reform 
verschiedener Rechtsgebiete, durch Zuweisung der 
Wehrstrafgerichte und durch Rückgliederung des 
Saarlandes die Amtsgeschäfte erheblich zugenom- 
men. Hierdurch haben sich, trotz angeordneter Ein- 
schränkungen, die Ausgaben bei den Haushaltsmit- 
teln für Post- und Fernmeldegebühren so erhöht, 
daß die Überschreitung des seit dem Rechnungs- 
jahr 1954 der Höhe nach unveränderten Haushalts- 
betrages zur Aufrechterhaltung eines ordnungs- 
mäßigen Dienstbetriebes unabweisbar war. Die 
Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushalts- 
voranschlages für das Rechnungsjahr 1956, bei der 
von einer geringeren Zunahme der Dienstgeschäfte 
ausgegangen werden konnte, nicht vorhersehbar. 
Einsparung erfolgt bei Kap. 07 05 Tit. 206. 


08 01 
205 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


10 000 — 


14 000,— 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten usw. 

Die Mehrausgaben entstanden aus folgenden An- 
lässen: 

1. Durch den erforderlichen Umbau der Bibliothek 
zu Büro- und Arbeitsräumen entstanden Kosten 
in Höhe von 18 000 DM. Nach dem Umzug der 
Bibliothek in den Neubau Haus II waren die alten 
Räume zunächst als Lagerräume für Geräte usw. 
vorgesehen, da das für diese Zwecke vorhandene 
Lager in der ehemaligen Turnhalle auf dem 
Grundstück des Bundesministers des Innern ge- 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 
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mäßigen Aus- 
fgabemitteln sind 
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zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


08 0 1 
206 


470 000,— 


räumt werden mußte. Es war bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1956 noch nicht zu übersehen, 
daß infolge der neuen Aufgaben auf dem Gebiete 
der Verteidigung auch eine Erweiterung der Druk- 
kerei, Lichtpauserei und Fotokopierstelle des Hau- 
ses erforderlich würde. Erst als ein reibungsloser 
Dienstbetrieb in diesen Stellen nicht mehr möglich 
und eine Geheimhaltung der Drucksachen nach der 
VS-Anweisung nicht gewährleistet war, wurde 
wegen dieser unvorhersehbaren Umstände der Um- 
bau der alten Bibliotheksräume zur Verlegung der 
Druckerei und der angeschlossenen Stellen ange- 
ordnet. Möbel und Geräte konnten nach Verhand- 
lungen im Lagerraum des Auswärtigen Amtes 
untergebracht werden. Ein weiterer Grund für den 
Umbau war der steigende Raumbedarf innerhalb 
des Hauses, der besonders bei Abteilung II auftrat 
und vorher nicht hatte eingeplant werden können, 
da nach Fertigstellung aller Neubauten der Bedarf 
an Büroräumen nach dem Personalstand von 1955 
gedeckt schien. Die Personalvermehrungen im Zu- 
sammenhang mit der Verteidigung wurden erst 
durch den Nachtragshaushalt 1955 bewilligt. Durch 
den Umbau und anschließenden Umzug der Druk- 
kerei wurde der dringend benötigte Büroraum ge- 
wonnen 

2. Der Stromverbrauch im Hause gab Veranlassung, 
im Einvernehmen mit der Bundesbaudirektion 
durch die Stadtwerke eine Überprüfung der elek- 
trischen Anlagen vorzunehmen. Das Ergebnis 
zeigte, daß mehr elektrische Leistung zur Strom- 
versorgung der Gebäude geliefert wird, als vom 
Hause tatsächlich verbraucht wird. Die Minderent- 
nahme hatte ihre Ursache in dem Gebrauch von 
Leuchtstofflampen und Motoren. Diese Differenz 
kann durch eine Anlage ausgeglichen werden, die 
den Blindstrom kompensiert. Ein Versuch ergab, 
daß eine jährliche Stromkostenersparnis bis 
c3000 DM möglich ist. Die Kosten für den Einbau 
der Kompensationsanlage betragen etwa 6000 DM. 
Die Aufwendungen waren unvermeidbar und un- 
vorhersehbar und in den für das Rechnungsjahr 
1956 angeforderten Mitteln nicht veranschlagt. 
Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 781 (4). 


66 000 ,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 


Die Mehrausgaben entstanden aus folgenden An- 
lässen: 

1. durch Erhöhung der Reinigungsgebühren ab 
1. Januar 1956 um 20 v. H. Hierdurch ergab sich 
eine monatliche Mehrausgabe von 5000 DM; 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1956 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 

Tit. 

i 

DM 

DM 



08 04 
109 


08 04 
~ 110 


08 04 
728 


noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


2. durch die ungewöhnlich kalte Witterung und 
die dadurch bedingte Unterhaltung der Heizung 
bis Ende Juli und bereits ab 1. September. Hier- 
durch ist ein Mehrverbrauch an Heizkosten für 4 
Monate außerhalb der Heizperiode eingetreten; 

3. durch die Erhöhung des Strompreises und des 
Mehrverbrauchs an Strom und Gas für die Hei- 
zung. 

Die Aufwendungen zu Nr. 1 bis 3 waren unver- 
meidbar und unvorhersehbar und sind in den für 
das Rechnungsjahr 1956 bereitgestellten Mitteln 
nicht veranschlagt. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 08 04 Tit. 781 (4). 


188 000,— 


100 000 ,— 


Unfallfürsorge für Beamte 

Infolge Zunahme des Kraftfahrzeugverkehrs und 
Einführung des Dienstsports ist die Zahl der 
Dienstunfälle ständig im Steigen. Die Mehrausgabe 
war bei Aufstellung des Haushaltsplans 1956 nicht 
vorherzusehen. Sie ist unabweisbar, da nach dem 
Bundesbeamtengesetz auf Unfallfürsorge ein 
Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 08 04 Tit. 108. 


88 000 ,— 


20 000 ,— 


Abfindungen und Übergangsgelder 

Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1956 nicht vorherzusehen. Das Bedürf- 
nis ist unabweisbar und unaufschiebbar, da es sich 
um gesetzliche bzw. tarifliche Zahlungsverpflich- 
tungen handelt. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 08 04 Tit. 108. 


300 000,— 


373 000 Neubau eines Dienstgebäudes für das Hauptzoll- 

(Vorgriff) amt Wiesbaden, für die beiden Bezirkszollkommis- 

sare und die beiden Zollaufsichtsstellen des Haupt- 
zollamts mit 3 Wohnungen, 2. Teilbetrag 

Auf Grund der gemäß § 45 b RHO erteilten Er- 
mächtigung sind über den Betrag der bisher be- 
willigten und nahezu aufgebrauchten Ausgabemit- 
tel von 900 000 DM hinaus weitere Aufträge erteilt 
worden, um das Vorhaben zügig fortzuführen. Die 
Bauarbeiten und ihre Abrechnung sind unerwartet 
schnell vorangegangen, so daß zur Bezahlung der 
nun anfallenden Rechnungen der Betrag von 
373 000 DM bereits im Rechnungsjahr 1956 im Vor- 
griff auf die Schlußrate benötigt wird. 
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Die zu einem Teil kriegszerstörte Spundwand vor 
dem ehern. U-Bootsbunker gehört zu der Teilfläche 
des ehern. Marine-Erbbaugeländes, die vom Bun- 
desministerium für Verteidigung in Anspruch ge- 
nommen wird. Der Bund war daher zur Beseiti- 
gung der über der Sohle geknickten, zum Teil an- 
gebrochenen und vom Wasser in einem nicht vor- 
herzusehenden Maße unterspülten Spundwandreste 
verpflichtet. Da die Spundwandreste in ihrem der- 
zeitigen Zustand eine ständige Gefährdung der 
Schiffahrt darstellen, wurde im Rechnungsjahr 

1955 durch Bereitstellung außerplanmäßiger Haus- 
haltsmittel damit begonnen, sie zu beseitigen. In 
den Monaten Februar bis März 1956 mußten die 
Arbeiten wegen Frostwetters vorübergehend ein- 
gestellt werden. Sie müssen im Rechnungsjahr 

1956 beendet werden. Die hierfür noch erforder- 
lichen Ausgaben waren nicht vorherzusehen und 
sind zur Vermeidung von Regreßansprüchen der 
Schiffahrt gegen den Bund unabwendbar. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 08 04 Tit. 789 (3). 


08 04 
apl. 829 
(2) 


*) 196 000, — Ankauf und Umbau eines Hausgrundstücks in Det- 
mold zur Unterbringung des Zollamts Detmold 

Der Geschäftsumfang des Zollamts Detmold hat in 
den letzten Jahren so zugenommen, daß das der- 
zeitig angemietete Dienstgebäude nicht mehr aus- 
reicht. Eine größere Mietunterkunft hat sich nicht 
finden lassen, so daß nur ein Neubau in Frage kam. 
Diese Absicht ist bisher an dem Fehlen des geeig- 
neten Bauplatzes gescheitert. Unerwartet hat sich 
die günstige Gelegenheit geboten, bei sofortigem 
Kaufabschluß und sofortiger Bezahlung das Haus- 
grundstück der Edeka-Großhandels eGmbH in Det- 
mold billig zu erwerben. Das Grundstück ist für 
die Unterbringung des Zollamts gut geeignet und 
befindet sich in einem guten Bauzustand. Da sich 
diese Möglichkeit erst im Laufe des Rechnungsjah- 
res 1956 ergeben hat, konnten die Mittel dafür im 
Haushalt 1956 nicht mehr veranschlagt werden. 
Wenn die einmalige günstige Gelegenheit zum Er- 
werb eines geeigneten und zweckgünstigen Objekts 
bei bestehendem Bedarf nicht versäumt werden 
soll, ist die Zahlung des Kaufgeldes noch im Rech- 
nungsjahr 1956 unabweisbar notwendig. Ein Neu- 
bau würde erheblich größere Mittel erfordern. 

Einsparung erfolgt innerhalb des Kap. 08 04. 
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08 04 
apl. 829 
( 3 ) 


08 04 
apl. 829 
( 4 ) 


08 04 
apl. 829 
( 6 ) 


*) 53 750, — Kosten, die mit dem Grundstückstausch des reichs- 

eigenen Grundstücks Berlin-Lankwitz, Mühlen- 
straße 46/54, gegen die Grundstücke Berlin-Char- 
lottenburg, Kaiser-Friedrich-Straße 17 a, und Ber- 
lin SO 36, Köpenicker Straße 11 — 12, Zusammen- 
hängen 

Auf Grund des mit dem Filmkaufmann Ernst 
Wolff in Berlin-Lichterfelde am 19. Oktober 1955 
abgeschlossenen Grundstückstauschvertrages fallen 
dem Bund an Kosten der Spitzenbetrag und die 
Grunderwerbsteuer zur Last. Der Gesamtbetrag 
war in seiner Höhe nicht vorherzusehen und muß 
wegen Überschreitung der 50 000-DM-Grenze bei 
den einmaligen Ausgaben nachgewiesen werden. 
Die erforderlichen Ausgaben sind daher aus außer- 
planmäßigen Haushaltsmitteln zu leisten. Die ver- 
tragliche Verpflichtung ist unabwendbar. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 08 04 Tit. 783 (2). 

*) 21 280,80 Berlin-Wilmersdorf, Emserblock, Erneuerung der 
Hofgaragendecke, Restbetrag 

Die zur Erhaltung der Substanz und zur Gefahren- 
beseitigung vom Bund als Eigentümer durchzufüh- 
rende Erneuerung der Hofgaragendecke konnte im 
Rechnungsjahr 1955 nicht beendet werden. Die 
überplanmäßigen Haushaltsmittel, aus denen die 
Restarbeiten bestritten werden sollten, sind am 
Schluß des Rechnungsjahres 1955 verfallen. Um bei 
späterer Ausführung erhöhte Baukosten zu ver- 
hindern, müssen die restlichen Bauarbeiten im 
Rechnungsjahr 1956 mit außerplanmäßigen Haus- 
haltsmitteln beendet werden. Die Verzögerung der 
Bauarbeiten war nicht vorherzusehen; ihre zügige 
Durchführung ist unabwendbar. Die rechtzeitige 
Veranschlagung der notwendigen Haushaltsmittel 
im Haushalt für das Rechnungsjahr 1956 war nicht 
möglich. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 08 04 Tit. 789 (3). 

*) 11 000, — Gemeinsamer Erweiterungsbau für das Finanzamt 
und das Zollamt Sinsheim/Elsenz, Restbetrag (Öber- 
finanzdirektion Karlsruhe) 

Mehrkosten bei der Errichtung eines gemeinsamen 
Erweiterungsbaues des Finanzamts Sinsheim, der 
gleichzeitig der Unterbringung des Zollamts Sins- 
heim dient, infolge Lohn- und Materialpreiserhö- 
hungen gegenüber dem Voranschlag, verstärkter 
Gründung und unzureichender Veranschlagung der 
Außenanlagen. Die Mehrkosten waren unvorher- 
sehbar; sie sind unabweisbar, da der Erweiterungs- 
bau vom Land fertiggestellt ist und der Bund die 


12 






An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

1956 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


anteiligen Mehrkosten übernehmen muß, um sich 
das Recht der unbeschränkten und unentgeltlichen 
Benutzung der für das Zollamt vorgesehenen 
Räume zu erhalten. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 08 04 Tit. 108. 


08 04_ 
apl. 829 
( 7 ) 


*) 91 000,— 


Wiederaufbau eines landwirtschaftlichen Wohn- 
und Wirtschaftsgebäudes anstelle zweier abge- 
brannter Gehöfte in Ecklak bei Wilster 


Auf der bundeseigenen Liegenschaft in der Gemar- 
kung Ecklak bei Wilster sind die Wohn- und Wirt- 
schaftsgebäude zweier Bauernhöfe abgebrannt. Die 
Gebäude waren von den Pächtern gegen Brand- 
schaden zugunsten des Bundes versichert. Die Lan- 
desbrandkasse zahlt die Entschädigungssumme in 
Hohe von 58 273,10 DM nebst 4Va v. H. Zinsen ab 
1. August 1956 aus, sobald mit dem Bau begonnen 
wird. Für die zwei abgebrannten Gebäude soll nur 
ein Gehöft wiederaufgebaut werden. Der Pächter 
verlangt den sofortigen Wiederaufbau, da er sonst 
gezwungen wäre, seine gesamte Ernte und den 
Viehbestand unter Verlust zu verkaufen. Für den 
entstehenden Schaden macht er den Bund verant- 
wortlich. Die nicht vorherzusehenden und wegen 
der sonst zu erwartenden Regreßansprüche unab- 
weisbaren Wiederaufbaukosten für das Wohn- und 
Wirtschaftsgebäude betragen nach dem geprüften 
Kostenanschlag des Landesbauamtes Itzehoe 
91 000 DM. Da im Haushalt 1956 dafür keine Mit- 
tel vorgesehen sind, mußten die erforderlichen 
Haushaltsmittel außerplanmäßig bereitgestellt 
werden. Eine zusätzliche Belastung des Haushalts 
1956 tritt nicht ein, da die außerplanmäßige Aus- 
gabe in Höhe von rd. 58 000 DM durch die an den 
Bund zu zahlende und bei Kap. 08 04 Tit. 69 zu 
vereinnahmende Entschädigungssumme und in 
Höhe von 33 000 DM durch eine entsprechende Ein- 
sparung bei Kap. 08 04 Tit. 783 (2) gedeckt wird. 


08 04 
apl. 829 
(8) 


*) 90 000,— 


Neubau eines Dienstgebäudes für das Zollamt 
Güterbahnhof in Hagen, Restbetrag (Oberfinanz- 
direktion Münster [Westfalen]) 

Auf Grund der abschließenden Bewilligung im 
Einzelplan VIII Kap. 5 Tit. 15 des außerordent- 
lichen Haushalts 1952 war der Deutschen Bundes- 
bahn zur Errichtung eines Dienstgebäudes für das 
Zollamt Güterbahnhof in Hagen ein Darlehen von 
220 000 DM gewährt 'worden. Während der Bauaus- 
führung trat infolge der Preisentwicklung seit der 
Aufstellung des Bauentwurfs und unvermeidbarer, 
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aber nicht vorhersehbarer zusätzlicher Arbeiten 
ein Mehrbedarf von 90 000 DM ein, ohne dessen 
darlehensweise Auszahlung an die Deutsche Bun- 
desbahn das Bauvorhaben nicht abgeschlossen wer- 
den kann. Die unvorhergesehene Mehrausgabe ist 
unabweisbar. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 08 04 Tit. 781 (4). 


08 04 
apl. 829 
(9) 


*) 29 343,48 


Umbau des Wohnhauses in Ulm (Donau), Mährin- 
ger Weg 81, Restbetrag (Oberfinanzdirektion Stutt- 
gart) 

Mit dem aus Gründen der wirtschaftlicheren Nut- 
zung erforderlichen Umbau des bundeseigenen, 
durch Kriegseinwirkung ausgebrannten und be- 
helfsmäßig wiederauf gebauten Wohnhauses ist im 
Rechnungsjahr 1955 aus Mitteln des Kap. 08 04 Tit. 
401 begonnen worden. Da die Bauarbeiten bis zum 
Schluß des Rechnungsjahres nicht beendet werden 
konnten und die Gesamtbaukosten infolge nach- 
träglich festgestellter notwendiger Mehrarbeiten 
die 50 000-DM-Grenze (§ 30 a RHO in Verbindung 
mit § 4 des Haushaltsgesetzes 1956) überschreiten, 
müssen die für den Abschluß der Bauarbeiten im 
Rechnungsjahr 1956 noch erforderlichen Ausgaben 
außerplanmäßig bei den einmaligen Ausgaben 
nachgewiesen werden. Mieter für die 3 geschaffe- 
nen Wohnungen sind vorhanden. Ein Hinausschie- 
ben der Restarbeiten bis in das nächste Rechnungs- 
jahr ist wegen des zu erwartenden Ausfalls an Mie- 
ten unwirtschaftlich und im Hinblick auf den be- 
stehenden Bedarf an Wohnungen nicht vertretbar. 
Der Mehrbedarf an Ausgabemitteln war unvor- 
hersehbar; die Fertigstellung des Baues ist aus 
Gründen der Wirtschaftlichkeit unabweisbar. 
Einsparung erfolgt bei Kap. 08 04 Tit. 789 (3). 


09 01 
107 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


437 500,— 


300 000 — 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 


Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Die Mehraus- 
gabe w T ar in Anbetracht dessen unabweisbar. Bei 
der Aufstellung des Haushalts 1956 war der Mehr- 
bedarf unvorhersehbar. 

Einsparung erfolgt innerhalb des Einzelplans 09. 
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09 01 

1 180 000, — | 

1 40 500,— 1 

Um- und Erweiterungsbau des Wirtschaftsgebäudes 


713 


und Erneuerung des Innenputzes im Haus V der 
ehemaligen Gallwitzkaserne 


Nach Inangriffnahme der Baumaßnahmen zur Be- 
seitigung der Putzschäden in Haus V der ehemali- 
gen Gallwitzkaserne stellte sich heraus, daß die 
Fußböden durchweg schadhaft waren und dringend 
einer Erneuerung bedurften. Bei der Baubegehung 
zur Feststellung der Kosten wurde das Ausmaß 
dieser Schäden nicht erkannt, weil die Räume mit 
Mobiliar bestellt waren. Die Beseitigung der Schä- 
den wurde aus wirtschaftlichen Gründen mit den 
Putzinstandsetzungsarbeiten verbunden. Die Aus- 
gabe war unvorhersehbar und zur Verhinderung 
von Mehrausgaben unabweisbar notwendig. Eine 
Behandlung als Vorgriff nach § 30 Abs. 3 RHO 
unterblieb, da eine auslaufende Bewilligung nach 
§ 73 Abs. 1 RHO vorlag. 


Einsparung erfolgt bei Kap. 09 01 Tit. 952. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 
616(1) 


984 400 — | 


300 000 — 


Zuschüsse zur Förderung der Landtechnik und des 
landwirtschaftlichen Bauwesens — Zuschuß an das 
Kuratorium für Technik in der Landwirtschaft in 
Frankfurt (Main) — 


Der Betrag ist für den weiteren Ausbau der Deut- 
schen Landmaschinenschulen bestimmt. Die Mecha- 
nisierung in der Landwirtschaft hat in den letzten 
Jahren eine sehr schnelle Entwicklung genommen. 
Während noch in den Jahren 1950 und 1951 ange- 
nommen wurde, daß die Landwirtschaft jährlich 
etwa 25 000 Schlepper würde aufnehmen können 
und bis 1960 ein Schlepperbestand von 300 000 
Stück vorhanden sein würde, sind allein im Jahre 
1955 über 100 000 Schlepper neu angeschafft wor- 
den, davon über 80 v. H. von den klein- und mit- 
telbäuerlichen Betrieben. Die Schlepperanschaffun- 
gen haben sich im Winterhalbjahr 1955/56 weiter 
gesteigert, so daß bereits im Frühjahr 1956 an 
500 000 Schlepper im Betrieb waren. Diese Ent- 
wicklung war bei Aufstellung des Haushalts 1956 
noch nicht vorauszusehen. 

Die an die Deutschen Landmaschinenschulen ge- 
stellten Anforderungen hinsichtlich der Ausbildung 
der Landjugend im Schlepperfahren und in der 
Maschinenkunde können deshalb bei weitem nicht 
mehr bewältigt werden. 
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10 02 
apl. 980 


Die sofortige Schaffung ausreichender Ausbil- 
dungsmöglichkeiten für die technische Schulung 
der bäuerlichen Bevölkerung ist daher dringend 
notwendig. Auch mit Rücksicht auf die mit dem 
„Grünen Plan“ verfolgten Zielsetzungen wird es 
nicht für vertretbar gehalten, den Ausbau der 
Deutschen Landmaschinenschulen bis zum nächsten 
Rechnungsjahr zurückzustellen. Die Maßnahme ist 
unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 184. Sitzung am 15. November 1956 
von der beabsichtigten Maßnahme Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 
Einsparung erfolgt bei Kap. 10 02 Tit. 603 b). 


*) 8 000 000 ,— 


Maßnahmen zur Milderung der Hochwasserschäden 
der Landwirtschaft im Jahr 1956 


Die Hochwasserschäden in den Ländern Hessen, 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen haben im 
Jahre 1956 ein Ausmaß angenommen, daß diese 
Länder allein nicht in der Lage sind, erforderliche 
Ausgleichsmaßnahmen zu finanzieren. Nach dem 
Beschluß der Bundesregierung vom 8. August 1956 
beteiligt sich der Bund zur Hälfte an den Gesamt- 
kosten der genannten Länder. 

Von dem Betrag erhalten die Länder Niedersach- 
sen und Nordrhein-Westfalen je 4 000 000 DM. Die 
Ausgaben waren unvorhergesehen und unabweis- 
bar. Dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bun- 
destages ist über die Maßnahme durch den Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen mit Schreiben vom 7. November 1956 — 
II A 1 — 2031 260/56 berichtet worden (Ausschuß- 
drucksache 1044). 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 185. Sitzung 
am 28. November 1956 beschlossen, dem Plenum 
zu empfehlen, den Bericht zu billigen. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 189. Sitzung 
am 1. Februar 1957 auf Grund des Mündlichen Be- 
richts des Haushaltsausschusses — Drucksachen 
2964, zu 2964 — - festgestellt, daß die Bundesregie- 
rung im Rahmen der Richtlinien — zu Drucksache 
2964 Anlage — die Mittel außerplanmäßig bereit- 
stellt. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 10 02 Tit. 955. 
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12 02 
apl. 303 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


*) 16 464,03 


Bewirtschaftung von Schiffen 

Unter den im August 1953 von den Vereinigten 
Staaten von Amerika der Bundesregierung über- 
gebenen 381 Schiffseinheiten befanden sich die 
Schiffe „Donar“ und „Jaques“, die als niederländi- 
sches Eigentum alsbald der niederländischen Re- 
gierung übergeben werden sollten. Diese Schiffe 
waren im Aufträge der Omgus noch für 10 Jahre 
an Deutsche verchartert. Die niederländische Re- 
gierung hat die Übertragung des unbelasteten 
Eigentums an diesen Schiffen verlangt. 

Das Schiff „Jaques“ wurde vom Charterer (Erben 
Gerdeimann) gegen Zahlung einer Entschädigung 
von 75 000 DM und Übernahme der hierfür zu ent- 
richtenden Steuern in Höhe von 34 157,55 DM aus 
Bundesmitteln unter vorzeitigem Verzicht auf die 
aus dem Chartervertrag zustehenden Rechte am 
17. April 1956 der niederländischen Regierung 
übergeben. 

Das Schiff „Donar“ wurde am 8. Mai 1956 zurück- 
gegeben, nachdem der Charterer Hempel durch 
Urteil des Landgerichts Bremen vom 8. Dezember 
1955 zur Herausgabe des Schiffes verurteilt und die 
Sicherheit von 100 000 DM für die vorläufige Voll- 
streckbarkeit des Urteils vom Bund hinterlegt wor- 
den war. 

Darüber hinaus hat sich der Bund nachträglich zur 
Zahlung von angemessenen Mietentschädigungen 
für die Schiffe „Jaques“ und „Donar“ an die nie- 
derländische Regierung bereit erklärt. Die beiden 
Schiffe hätten am 20. August 1953 an die nieder- 
ländische Regierung ausgehändigt werden müssen. 
Eine Übertragung des seinerzeit noch mit Char- 
terverträgen belasteten Eigentums wurde aber von 
dieser abgelehnt. Infolgedessen war die sich aus 
der Lösung der Charterverträge ergebende Verzö- 
gerung nach deutscher Auffassung nicht durch den 
Bund zu vertreten. Dementsprechend wurde vorge- 
schlagen, die von der niederländischen Regierung 
geforderten Entschädigungen nach den Grundsätzen 
der „ungerechtfertigten Bereicherung“ festzulegen 
und nur die seit dem 20. August 1953 vereinbarten 
Bruttomieten (ohne Abzug der in den Charterver- 
trägen genannten Amortisationen und Verwal- 
tungsgebühren) zu zahlen. Mit Verbalnote vom 
20. August 1956 hat die Königlich Niederländische 
Botschaft den deutschen Vorschlag angenommen 
und sich mit der Zahlung der nachstehenden Ver- 
gütungen einverstanden erklärt: 

Schiff „Jaques“ 

232,20 DM monatlich an Brutto- 
miete für den Zeitraum vom 
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20. August 1953 bis 14. April 1956, 

ergibt 7 391,70 DM 

Schiff „Donar“ 

295,20 DM monatlich an Brutto- 
miete für den Zeitraum vom 
20. August 1953 bis 9. Mai 1956, 

ergibt 9 643,20 DM 

zusammen 17 034,90 DM 

Bei der Amtskasse der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion Bremen 
befinden sich auf Verwahrkonto 
noch an vereinnahmten Netto- 
mieten 570,87 DM, 

die für die Entschädigungszah- 
lung in Anspruch genommen wer- 
den können. 

Notwendiger Betrag für eine 
außerplanmäßige Haushaltsaus- 
gabe 16 464,03 DM 

Die Notwendigkeit zur Zahlung dieser Mietent- 
schädigungen an die niederländische Regierung war 
bei der Aufstellung des Haushalts für 1956 noch 
nicht vorherzusehen. Die Ausgabe ist unabweisbar 
und kann auch nicht bis zum nächsten Rechnungs- 
jahr zurückgestellt werden. Von den am Schluß des 
Rechnimgsjahres 1954 bei Kap. 12 02 Tit. 303 für 
diesen Zweck ausgebrachten Mitteln wurde der ver- 
bleibende Ausgaberest von rd. 271 000 DM in Ab- 
gang gestellt. 

Von einer Einsparung der überplanmäßigen Aus- 
gabe ist daher abgesehen worden. 

12 0 2 200 000 000, — 200 000 000, — Liquiditätshilfe für die Deutsche Bundesbahn 

531 Von den bei Kap. 12 02 Tit. 531 für 1956 veran- 

schlagten Haushaltsmitteln sind mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen für die Einlö- 
sung von unverzinslichen Schatzanweisungen der 
Deutschen Bundesbahn, Ausgabe B, in Anspruch 
genommen worden 196 000 000 DM 

Da zum Zeitpunkt der Aufstellung 
des Wirtschaftsplans der Deut- 
schen Bundesbahn für 1956 und 
der Festsetzung der Liquiditäts- 
hilfe für 1956 die inzwischen ein- 
getretenen Erhöhungen der Be- 
amtenbezüge und der Löhne 
der Bundesbahnarbeiter sowie 
die Kohlenpreiserhöhung noch 
nicht berücksichtigt werden konn- 
ten, hat die Deutsche Bundesbahn 
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zur Sicherstellung ihrer Zah- 
lungsfähigkeit folgende Kassen- 
hilfen erhalten: 

17. Juli 1956 (davon 4 000 000 DM 

aus Haushaltsmitteln) .... 30 000 000 DM 

6. September 1956 50 000 000 DM 

zusammen 276 000 000 DM 

Darüber hinaus hat die Deutsche 
Bundesbahn noch eine weitere 
Kassenhilfe angefordert, um trotz 
Sperrung der Lieferantenrech- 
nungen eintretende Kassen- 
schwierigkeiten zu vermeiden . 50 000 000 DM 

insgesamt 326 000 000 DM 

Durch die vom Bundeskabinett 
am 8. November 1956 beschlossene 
Zahlung eines halben Monatsbe- 
zuges an die Beamten und Ver- 
sorgungsempfänger unter Aus- 
dehnung dieser Regelung auf die 
Angestellten und Arbeiter für 
den Monat Dezember 1956 bedarf 
die Deutsche Bundesbahn einer 
weiteren Kassenhilfe von . . . 150 000 000 DM 

insgesamt 476 000 000 DM 

Von der Sonderzahlung entfallen rd. 100 000 000 DM 
auf die Beamten und Versorgungsempfänger sowie 
rd. 50 000 000 DM auf die Angestellten und Arbei- 
ter. Bei der Aufstellung des Haushalts 1956 konnte 
noch nicht mit diesen unabweisbaren Ausgaben ge- 
rechnet werden. Der Ausgleich für die im Rech- 
nungsjahr 1956 gewährten Kassenhilfen soll im 
Rahmen der für 1957 vorgesehenen Deckung der 
Fehlbeträge der Jahresabschlüsse der Deutschen 
Bundesbahn aus den Geschäftsjahren 1952 bis 1956 
geklärt werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 189. Sitzung am 13. Dezember 1956 
und in seiner 196. Sitzung am 30. Januar 1957 von 
den überplanmäßigen Bewilligungen in Höhe von 
zusammen 200 000 000 DM Kenntnis genommen und 
keine Bedenken erhoben. 

12 02 — 17 893 028,14 Darlehen an die Deutsche Bundesbahn zwecks Til- 

532 gung von Zinsrückständen gegenüber der Bank 

deutscher Lander im Zusammenhang mit den Aus- 
gleichsforderungen 

Nach § 9 Abs. 2 der Haushaltsgesetze 1954 und 

1955 sowie nach § 12 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 

1956 haben die Deutsche Bundesbahn und die Deut- 
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sehe Bundespost im Verhältnis 3 : 2 ein Drittel von 
den in den Rechnungsjahren 1954 bis 1956 fälligen 
Zinsen für die Ausgleichsforderung zu übernehmen, 
die der Bank deutscher Länder auf Grund von § 10 
der Zweiten Durchführungsverordnung (Banken- 
verordnung) zum Dritten Gesetz zur Neuordnung 
des Geldwesens (Umstellungsgesetz) gegenüber dem 
Bund zusteht. Da die Deutsche Bundesbahn nicht in 
der Lage war, die fälligen Beträge zu zahlen, sind 
diese aus Mitteln des Bundeshaushalts zur Verfü- 
gung gestellt worden, und zwar 
30. Dezember 1954 Zinsrückstände 
bis zum 31. Dezember 1953 Rech- 
nungsjahr 1954, Kap. 60 02 Tit. 
apl. 571 147 581 986,12 DM 

27. September 1955 Zinsrück- 
stände bis zum 30. Juni 1955 
Rechnungsjahr 1955, Kap. 12 02 
Tit. üpl. 532 50 886 654,00 DM 

27. Dezember 1955 Zinsrück- 
stände bis zum 31. Dezember 1955 
Rechnungsjahr 1955, Kap. 12 02 

Tit. üpl. 532 16 506 000,00 DM 

214 974 640,12 DM 

25. Juni 1956 Zinsrückstände bis 
zum 30. Juni 1956 Rechnungs- 
jahr 1956, Kap. 12 02 Tit. üpl. 532 16 506 000,00 DM 
zusammen 231 480 640,12 DM 

Nach Angabe der Bank deutscher Länder besteht 
zu Lasten der Deutschen Bundesbahn noch ein rest- 
licher Zinsrückstand, der zu Unrecht von der am 
30. Juni 1949 fällig gewesenen Zinsrate der Deut- 
schen Bundesbahn abgesetzt worden ist, in Höhe 
von 1 387 028,14 DM 

Außerdem wird am 31. Dezember 
1956 der Anteil der Deutschen 
Bundesbahn an einer weiteren 

Zinsrate fällig mit 16 506 000,00 DM 

zusammen 17 893 028,14 DM 

Da die Deutsche Bundesbahn zur Zahlung außer- 
stande ist, soll der Betrag von 17 893 028,14 DM 
ebenfalls aus Mitteln des Bundeshaushalts zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Über den Schuldbetrag von 214 974 640,12 DM ist 
mit der Deutschen Bundesbahn die Vereinbarung 
vom 27. Juli / 8. August 1956 — Gewährung als 
langfristiges Darlehen — abgeschlossen worden. 

Hinsichtlich des Restbetrages von 34 399 028,14 DM 
soll die gleiche Regelung getroffen werden. 
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Die Bank deutscher Länder hat sich bereit erklärt, 
den ihr zur Beseitigung des Rückstandes von 
1 387 028,14 DM angeschafften Betrag in voller 
Höhe und mit gleicher Wertstellung dem Bund 
wieder als nachträgliche Gewinnausschüttung zu 
vergüten (Einnahme Kap. 60 02 Tit. üpl, 37). 

Nach einer Vereinbarung mit der Bank deutscher 
Länder über die zinstragende Anlegung der Gut- 
haben des Bundes in Teilen der Ausgleichsforde- 
rung erwachsen für den Bund hinsichtlich des am 
31. Dezember 1956 zu zahlenden Betrages von 
16 506 000 DM Zinsen in gleicher Höhe — die Zin- 
sen werden nur gezahlt, sofern die der Bank für 
ihre Ausgleichsforderung zustehenden Zinsen ter- 
mingerecht vollständig eingegangen sind. Dadurch 
entsteht durch die überplanmäßige Haushaltsaus- 
gabe bei Kap. 12 02 Tit. 532 keine Belastung des 
Bundeshaushalts. 


12 02 
952 


18 610 000, — 
abzüglich 
Vorgriff 
i qrr 

2 310 864,58 
16 299 135,42 


Betriebsbeihilfe für die Hochsee-, Küsten- und Bin- 
nenschiffahrt zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 

Die auf gesetzlicher Grundlage beruhende Betriebs- 
beihilfe beträgt ab 1. Mai 1955 32,10 DM für 100 kg 
Dieselkraftstoff. Bereits im Rechnungsjahr 1955 hat 
sich ein Fehlbetrag ergeben, der überplanmäßig 
als Haushaltsvorgriff zur Verfügung gestellt wor- 
den ist. Der Betrag mußte von den für 1956 veran- 
schlagten Haushaltsmitteln vorweg in Abzug ge- 
bracht werden. Darüber hinaus hat sich gezeigt, daß 
der für 1956 mit 58 000 t angenommene Jahres- 
Kraftstoffverbrauch zu niedrig bemessen worden 
ist. Die Istausgabe bis Ende Oktober 1956 beträgt 
rd. 14 770 000 DM. Für die Monate November 1956 
bis März 1957 muß noch mit einem Bedarf von 
12 530 000 DM gerechnet werden, so daß die Ge- 
samtausgabe 27 300 000 DM betragen wird. Dieser 
Ausgabe entspricht ein Verbrauch von 85 000 t Die- 
selkraftstoff. Es ergibt sich ein Fehlbetrag für 1956 
in Höhe von 11 000 000 DM. 

Bei der Veranschlagung der Haushaltsmittel für 
1957 sind die Fehlbeträge der Rechnungsjahre 1955 
und 1956 nicht berücksichtigt worden. Gemäß § 3 
des Haushaltsgesetzes 1956 soll von einer Anwen- 
dung des § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO — Behandlung 
der überplanmäßigen Haushaltsausgabe als Haus- 
haltsvorgriff — abgesehen werden. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar und unvorher- 
gesehen. Ihr stehen entsprechende Mehreinnahmen 
des Bundes an Mineralölzoll und Mineralölsteuer 
gegenüber. 
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115 200, — Vermischte Ausgaben 

Die durch Staatsverträge sowie Bau- und Konzes- 
sionsverträge festgelegte Art der Zusammenarbeit 
zwischen den Wasserbaugesellschaften Neckar AG 
und Rhein-Main-Donau AG und den Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen hat es mit sich gebracht, 
daß ein Teil der Beamten und Angestellten des 
Bundes auch für die Gesellschaften tätig wird. Diese 
Bediensteten erhalten aus beamten- und besol- 
dungsrechtlichen Gründen die vollen Bezüge aus 
Bundesmitteln; die Wasserbaugesellschaften erstat- 
ten jedoch den Teil der Gehälter, der auf die für 
die Gesellschaften geleistete Arbeit entfällt. Bisher 
wurde der Standpunkt vertreten, daß diese Erstat- 
tungen auf Grund des bestehenden Auftragsver- 
hältnisses nicht umsatzsteuerpflichtig sind. Nach 
einer Entscheidung des Bundesfinanzhofes vom 
19. April 1956 sind aber die Kostenrückerstattun- 
gen, die bei Kap. 12 03 Tit. 9 laufend vereinnahmt 
werden, zur Umsatzsteuer nachträglich heranzu- 
ziehen. Um die Umsatzsteuer für die rückliegende 
Zeit von 1948 bis 1955 zahlen zu können, ist die 
überplanmäßige Haushaltsausgabe erforderlich. 

Einsparung ist nicht erforderlich, da die Umsatz- 
steuer dem Bund zufließt. 


130 000, — Sicherung des Fahrwassers der Außenweser, 
(Vorgriff) 3 - Teilbetrag 

Unterhalb Bremerhaven erstreckt sich als Begren- 
zung des Hauptfahrwassers der Außenweser nach 
Westen der Langlütgensand, auf dessen schmalem 
Ausläufer im NW in den Jahren 1923 bis 1928 der 
Leitdamm Langlütgen — Nordsteert erbaut wurde. 
Der Leitdamm wurde errichtet mit dem Ziel einer 
einwandfreien Ablenkung des von Süden einmün- 
denden Fedderwarder Priels vom Hauptfahrwasser 
der Hoheweg-Jtinne, um so von ihr die aus dem 
Priel herangeführten Sandmengen fernzuhalten. 
Dieser zwischen beiderseitigen großen Wassertiefen 
verlaufende Damm brach unerwartet Anfang No- 
vember 1956 unmittelbar an der gleichbenannten 
Leuchtbake bei km 87,1 auf der Seite des Fedder- 
warder Priels ein. Ein Durchbruch wurde nur durch 
den Schüttkegel um das Bakenfundament verhin- 
dert. Der Körper des Leitdamms sackte in seiner 
Achse auf 45 m Länge bis auf 5 m tief; der Schütt- 
kegel wurde an der schmälsten Stelle bis auf 1 m 
Breite abgetragen. Umfangreiche Auswaschungen 
traten bis zu 9 m unter Seekartennull ein. Das auf 
reiche Holzpfähle gegründete Fundament des 
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Quermarken- und Leitfeuers stand einseitig 2 m 
hoch frei. Kurz unterhalb der Schadensstelle zeich- 
neten sich weitere Abbrucherscheinungen ab. 

Der Einbruch trat vollkommen unvermutet auf. 
Bei einer Besichtigung, die drei Tage vorher statt- 
gefunden hatte, waren noch keine Schäden erkenn- 
bar gewesen. 

Zur Abwendung einer sich für den Bund — Was- 
ser- und Schiffahrtsverwaltung — abzeichnenden 
drohenden Gefahr eines vollständigen Dammbru- 
ches mit nicht zu übersehenden Folgen für Damm, 
Leuchtfeuer und Fahrwasser mußte, ohne über das 
durch die Notlage gebotene Maß hinauszugehen, 
die sofortige Instandsetzung der Einbruchstelle 
durch das bei dem Vorhaben „Sicherung des Fahr- 
wassers der Außenweser“ bereits tätige Tiefbau- 
unternehmen veranlaßt werden, und zwar durch 
den Einbau von Sinkstücken mit aufgebrachter 
Steinschüttung. Nach der Kostenermittlung waren 
dafür Mittel in einer Höhe von mindestens 130 000 
DM erforderlich. Da die Haushaltsmittel 1956 bei 
Kap. 12 04 Tit. 738 zu diesem Zeitpunkt im Rah- 
men der normalen Planung für 1956 bereits rest- 
los festgelegt waren, mußten unter den gegebenen 
außergewöhnlichen Umständen unabweisbar über- 
planmäßige Mittel für die Schadensbeseitigung im 
Vorgriff auf die Haushaltsmittel des Rechnungs- 
jahres 1957 in Anspruch genommen werden. 
Kassenmäßige Einsparung erfolgt bei Kap. 12 04 
Tit. 745. 


1 2 10 
721 


1 415 000,— 


1 500 000 ,— 
12 10 Ausgabe res t 

740 % 1955 

1 151 030,— 

2 651 030,— 


300 000, — Ausbau der Bundesstraße 19 zwischen Oberkochen 
(Vorgriff) und Königsbronn 

Die Bauarbeiten auf dem Straßenabschnitt Ober- 
kochen — Königsbronn sind über Erwarten gut fort- 
geschritten, so daß bei Bereitstellung zusätzlicher 
Mittel dieser wichtige Abschnitt auf der verkehrs- 
mäßig stark belasteten Bundesstraße 19 bis zum 
Frühjahr dem Verkehr übergeben werden könnte. 
Damit könnte die den Straßenverkehr sehr behin- 
dernde Sperrung der Straße aufgehoben werden. 
Diese Entwicklung konnte nicht vorhergesehen und 
der Mehrbedarf bei Aufstellung des Haushalts 1956 
nicht veranschlagt werden. Die Mehrausgabe ist im 
Interesse des Verkehrs unvermeidlich und unauf- 
schiebbar. 


500 000, — Bau der Umgehungsstraße Harburg (Schwaben) im 
(Vorgriff) Zuge der Bundesstraße 25 

Die Bauarbeiten an einem im Zuge der Umgehungs- 
straße liegenden etwa 200 m langen Tunnel sind 
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über Erwarten schnell fortgeschritten, da sich der 
Felsen als weicher erwies, als angenommen wurde. 
Der Durchbruch muß zügig weitergeführt werden, 
damit die auf dem Berg gelegene, unter Denkmal- 
schutz stehende Harburg nicht gefährdet wird. Die 
Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts 
1956 nicht vorhergesehen werden. Sie ist unver- 
meidlich und unaufschiebbar, da andernfalls mit 
Setzungsschäden an der Burg gerechnet werden 
muß. 


1 2 10 11 100 000 , — 

772 abzüglich 

Vorgriff 
1955 

1 56 7 183,— 
9 532 817,— 


6 000 000 ,— 

(Vorgriff) 


Ausbau des Ruhrschnellweges im Zuge der Bundes- 
straßen 1 und 60, 4. Teilbetrag 

Der Vorgriff ist erforderlich, da die Bauarbeiten 
über Erwarten schnell fortgeschritten sind und zur 
Erreichung eines wirtschaftlichen Bauens sowie zur 
beschleunigten Verkehrsfreigabe eines weiteren 
Bauabschnittes auf dem verkehrsmäßig außer- 
ordentlich stark beanspruchten Ruhrschnellweg 
nicht unterbrochen werden dürfen. Mit dem Mehr- 
betrag läßt sich die vorzeitige Fertigstellung des 
Bauabschnittes Bochum — Dortmund und damit die 
Aufhebung einer sehr verkehrsgefährdenden lan- 
gen, durch dichtbesiedeltes Stadtgebiet führenden 
Umleitung ermöglichen. Der schnelle Baufortschritt 
war bei Aufstellung des Haushalts 1956 nicht vor- 
herzusehen, die Beschleunigung der Bauarbeiten 
ist aus wirtschaftlichen Gründen und im Interesse 
des Verkehrs unvermeidlich und unaufschiebbar. 


12 10 3 600 000 — 

802 Ausgaberest 
1955 

627 380,— 
4 227 380 — 


1 800 000,— 
(Vorgriff) 


Ausbau der Bundesstraße 15 zwischen Rosenheim 
und Kufstein im Zuge der künftigen Autobahn 
Rosenheim— Kiefersfelden, 5. Teilbetrag 

Der Vorgriff ist erforderlich, da die Bauarbeiten 
über Erwarten gut fortgeschritten sind und daher 
bei Weiterführung der Arbeiten die gesteckten Bau- 
ziele früher als erwartet erreicht werden können. 
Die verkehrsmäßig stark belastete Bundesstraße 15 
weist andererseits erhebliche Frostschäden auf, die 
schnell beseitigt werden müssen. Eine behelfsmä- 
ßige Schadensbeseitigung auf der ohnehin auszu- 
bauenden Straße wäre aber unwirtschaftlich. Daher 
sollen mit dem Mehrbetrag die Ausbauarbeiten so 
gefördert werden, daß der Abschnitt Reisach — 
Fischbach 1956 und der Abschnitt Fischbach — Rei- 
schenhart 1957 dem Verkehr übergeben werden 
können. Die Mehrausgabe war wegen des unerwar- 
tet guten Baufortschritts und der unerwartet gro- 
ßen Frostschäden bei Aufstellung des, Haushalts 
1956 nicht vorherzusehen. Sie ist im Interesse eines 
wirtschaftlichen Bauens und wegen des starken 
Verkehrs unvermeidbar und unaufschiebbar. 
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12 12 

5 000 — 

10 000 — 

Kosten für Sachverständige 

218 



Mehr für die verstärkte Heranziehung von Sach- 


verständigen bei der Nachprüfung der Fahrzeug- 
teile und der Kraftfahrzeuge. Bei den gesetzlich 
vorgeschriebenen Nachprüfungen hat sich ergeben, 
daß gegen die in den Allgemeinen Bauartgenehmi- 
gungen und Allgemeinen Betriebserlaubnissen er- 
teilten Auflagen und Bauvorschriften in großem 
Umfange durch die Hersteller verstoßen wird. 
Wegen der hierin liegenden Gefährdung der Ver- 
kehrssicherheit auf den Straßen ist eine Verstär- 
kung der Nachprüfungen dringend geboten. Die 
Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 
1956 nicht vorherzusehen, da sich die Notwendig- 
keit der verstärkten Nachprüfungen erst im Laufe 
des Jahres ergab, sie ist im Interesse der Verkehrs- 
sicherheit unvermeidlich und unaufschiebbar. 

Einsparung erfolgt bei Kap, 12 14 Tit. 306. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 01 
apl. 870 


2 6 03 
870 


*) 16 400, — Erstmalige Anschaffung von Panzerschränken 

Die Durchführung der am 1. September 1956 in 
Kraft getretenen Verschlußsachenanweisung für 
die Bundesbehörden macht die einmalige Anschaf- 
fung von Panzerschränken in der für Verschluß- 
sachen der verschiedenen Geheimhaltungsgrade 
vorgeschriebenen Ausführung erforderlich. Diese 
unabweisbare Ausgabe war nicht vorauszusehen. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

19 200, — Erstmalige Anschaffung von Panzerschränken 

Die Durchführung der am 1. September 1956 in 
Kraft getretenen Verschlußsachenanweisung für die 
Bundesbehörden macht in den Notaufnahmedienst- 
stellen die Anschaffung von Panzerschränken und 
Papierzerreißmaschinen erforderlich. Für diese 
nicht voraussehbaren Ausgaben liegt ein unabweis- 
bares Bedürfnis vor. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 
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Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 

7 000, — 47 000, — Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie 

Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Der Umbau in der Kantine im Bundeshaus in Ber- 
lin ist dringend notwendig, da die räumlichen und 
hygienischen Verhältnisse nicht mehr den Erfor- 
dernissen entsprechen. Die Ausgabe könnte bei der 
Aufstellung des Haushalts für das Rechnungsjahr 
1956 nicht vorausgesehen werden. Sie ist unabweis- 
bar und kann nicht bis zum nächsten Rechnungs- 
jahr zurückgestellt werden. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 187. Sitzung 
am 5. Dezember 1956 von der überplanmäßigen Be- 
willigung Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken erhoben. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

12 000 000, — 16 000 000, — Förderung des Interzonen-Reiseverkehrs 

Die Haushaltsmittel werden benötigt zur Durch- 
führung der im gesamtdeutschen Interesse notwen- 
digen Maßnahmen zur Förderung des Interzonen- 
Reiseverkehrs. Der gesteigerte Bedarf ist auf einen 
erhöhten Reiseverkehr infolge Lockerung der Rei- 
sebeschränkungen seitens der Sowjetzonenbehör- 
den zurückzuführen und war nicht vorauszusehen. 
Die Ausgaben sind im Sinne der bisherigen Ziel- 
setzung des Fonds unerläßlich. Eine Beschränkung 
der Hilfsmaßnahme würde politisch nicht zu ver- 
treten sein. 

Der Haushalts ausschuß hat in seiner 189. Sitzung 
am 13. Dezember 1956 von der überplanmäßigen 
Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


29 880,- 


12 400, — Unterhaltung der Gebäude 

Die Bundesschuldenverwaltung benötigt zur Durch- 
führung des Kriegsfolgenschlußgesetzes für meh- 
rere Jahre zusätzliches Personal, für dessen Unter- 
bringung in dem vorhandenen Dienstgebäude kein 
Raum vorhanden ist. Es bot sich die Möglichkeit, 
ein Bürogebäude in Bad Homburg v. d. H., Fer- 
dinandstraße 2-4, zur Unterbringung von 130 Kräf- 
ten der neu zu errichtenden Prüfstelle anzumieten. 
Der Mietvertrag mußte unverzüglich abgeschlossen 
werden und beginnt mit Wirkung vom 1. Oktober 
1956. Für die nach Auffassung des Staatsbauamtes 
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32 03 
apl. 870 
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Bad Homburg zur Vermeidung von Unfällen und 
aus gesundheitlichen Gründen sofort durchzufüh- 
renden Instandsetzungsarbeiten sind 5000 DM er- 
forderlich. Außerdem mußten der Vermieterin ver- 
tragsgemäß die Kosten der Instandsetzung der Hei- 
zungsanlage im Betrag von rd. 5000 DM und der 
Übernahme der sanitären Einrichtungen von der 
Vermieterin im Betrag von 2400 DM darlehens- 
weise zur Verfügung gestellt werden. Die Gesamt- 
ausgabe von 12 400 DM konnte bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1956 nicht vorhergesehen wer- 
den; sie ist unabweisbar. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 32 03 Tit. 300. 


60 300,— 


20 700,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Die Bundesschuldenverwaltung benötigt zur Durch- 
führung des Kriegsfolgenschlußgesetzes für meh- 
rere Jahre zusätzliches Personal, für dessen Un- 
terbringung in dem vorhandenen Dienstgebäude 
kein Raum vorhanden ist. Es bot sich die Möglich- 
keit, ein Bürogebäude in Bad Homburg v.d.H., Fer- 
dinandstraße 2-4, zur Unterbringung von 130 Kräf- 
ten der neu zu errichtenden Prüfstelle anzumieten. 
Der Mietvertrag mußte unverzüglich abgeschlossen 
werden und beginnt mit Wirkung vom 1. Oktober 
1956. An Bewirtschaftungskosten für die angemie- 
teten Räume entstehen an Miete, Heizung, Beleuch- 
tung usw. im Rechnungsjahre 1956 zusätzliche Aus- 
gaben in Höhe von rd. 20 700 DM. Diese Ausgaben 
konnten bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1956 nicht vorhergesehen werden; sie sind un- 
abweisbar. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 32 03 Tit. 300. 


*) 21 176, — 


Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen, Maschinen und dergleichen 

Infolge des stetigen Anwachsens der Übernahme 
von Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
des Bundes ist die Umstellung der bisherigen ma- 
nuellen Buchführung auf ein rationelleres maschi- 
nelles Buchungsverfahren erforderlich. Hierdurch 
werden erhebliche Ersparnisse erzielt werden, da 
andernfalls zur Durchführung der Arbeiten die so- 
fortige Einstellung von 2 Buchhaltern und bei wei- 
terer Zunahme der revolvierenden Globalbürgschaf- 
ten von weiteren Arbeitskräften erforderlich wäre. 
Es ist ferner darauf hinzuweisen, daß bei Einfüh- 
rung der maschinellen Buchhaltung Rechenfehler 
ausgeschaltet werden, so daß auch eine erhöhte 
Sicherheit gewährleistet ist. Soweit die Kapazität 
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der Buchungsmaschine es zuläßt, soll die gesamte 
Buchhaltung des Zentralbüros — soweit geeignet 
— nach und nach auf maschinelles Buchungsverfah- 
ren umgestellt werden, so daß auch hierdurch wei- 
tere Ersparnisse zu erzielen sein dürften. Die An- 
schaffung der Buchungsmaschine war ursprünglich 
im Rechnungsjahr 1957 vorgesehen. Hierfür sind 
im Entwurf des Haushaltsplans 1957 bei Kap. 32 03 
Tit. 870 19 600 DM angesetzt. Inzwischen hat es 

sich jedoch als dringend notwendig erwiesen, die 
Buchungsmaschine schon im Rechnungsjahr 1956 
aufzustellen. Die Ausgaben sind unabweisbar und 
können aus dienstlichen Erwägungen nicht bis zum 
Rechnungsjahr 1957 zurückgestellt werden. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 32 03 Tit. 300. 
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50 000,— 


25 000,— 


Für fremdsprachlichen Unterricht der Bundesbe- 
diensteten mit Ausnahme der Bediensteten des 
Auswärtigen Amtes 

Eine große Zahl der Bediensteten im BMVtdg. ist 
für eine Verwendung im Ausland vorgesehen. Dies 
macht die Fortführung der bisherigen Sprachkurse 
und darüber hinaus die Einrichtung neuer Sprach- 
kurse in größerem Umfange notwendig. Die Erfah- 
rungen haben gezeigt, daß es im dienstlichen In- 
teresse notwendig ist, daß der zur Besetzung von 
NATO-Planstellen, zur Tätigkeit in NATO-Stäben 
oder zur Teilnahme an Konferenzen im Ausland in 
Aussicht genommene Personenkreis Englisch und 
Französisch oder eine dieser Sprachen soweit be- 
herrscht, wie es für die Erfüllung der gestellten 
Aufgaben erforderlich ist. 

Bei Aufstellung des Haushalts 1956 konnte die 
Notwendigkeit der Ausbildung in Fremdsprachen 
in diesem Umfange nicht vorausgesehen werden. 
Die Dringlichkeit der Aufgabe läßt eine Zurück- 
stellung der Ausgabe bis zum Rechnungsjahr 1957 
nicht zu. Die Ausgabe mußte daher überplanmäßig 
geleistet werden. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 
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— *) 30 000 000, — Darlehen an das Land Hessen 

Das Land Hessen hat den Bund zur Behebung vor- 
übergehender, im Zusammenhang mit der Bedie- 
nung des außerordentlichen Haushalts entstandener 
Liquiditätsschwierigkeiten um die Gewährung eines 
kurzfristigen Darlehens in Höhe von 30 000 000 DM 
gebeten, um die Durchführung der dringend not- 
wendigen Investitionsvorhaben nicht zu gefährden. 
Der Bund hat das beantragte Darlehen auf Grund 
einer vertraglichen Vereinbarung mit dem Land 
Hessen für die Dauer eines Jahres gewährt. Haus- 
haltsmittel waren für diesen Zweck im Haushalts- 
plan 1956 nicht veranschlagt, die Ausgabe mußte 
daher außerplanmäßig geleistet werden. Die Vor- 
aussetzungen des Artikels 112 GG sind erfüllt. 
Der Haushalts ausschuß des Deutschen Bundestages 
hat von der Bewilligung der Ausgaben in seiner 
191. Sitzung am 10. Januar 1957 Kenntnis genom- 
men und keine Bedenken erhoben. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 

— *) 30 000 000, — Darlehen an das Land Niedersachsen 

Das Land Niedersachsen hat den Bund zur Behe- 
bung seiner gegenwärtigen Liquiditätsschwierigkei- 
ten um ein weiteres kurzfristiges Darlehen von 
30 000 000 DM gebeten. Der Bund hat dieses Dar- 
lehen zusätzlich zu dem auf Grund des Darlehens- 
vertrages vom 26. April 1956/ 11. Mai 1956 ge- 
währten Darlehen von 20 000 000 DM auf Grund 
einer vertraglich festgelegten Vereinbarung in der 
beantragten Höhe gewährt. Haushaltsmittel waren 
für diesen Zweck im Haushaltsplan 1956 nicht ver- 
anschlagt. Die Ausgabe mußte daher außerplan- 
mäßig gebucht werden. Die Voraussetzungen des 
Artikels 112 GG sind erfüllt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat von der Bewilligung der Ausgabe in seiner 
191. Sitzung am 10. Januar 1957 Kenntnis genom- 
men und keine Bedenken erhoben. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht möglich. 

— *) 625 000,—* Zahlung an das Deutsche Rote Kreuz für die Un- 

garnhilfe des Deutschen Roten Kreuzes 

Die Bundesregierung hat am 30. Oktober 1956 be- 
schlossen, dem Deutschen Roten Kreuz einen Be- 
trag bis zu 1 000 000 DM zur Durchführung von 
Hilfsmaßnahmen in Ungarn zur Verfügung zu stel- 
len. Für die ersten erkennbaren Aufwendungen 
waren zunächst 600 000 DM erforderlich. Ferner 
war hiervon ein Betrag von 25 000 DM als Hilfe 
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der Bundesrepublik für Ungarn in der Form einer 
Zahlung an die Vertretung der Deutschen aus Un- 
garn zur Durchführung von Hilfsmaßnahmen 
(Flüchtlingshilfe) abgezweigt worden. 

Da im Haushalt 1956 für diesen Zweck keine Mittel 
bereitstehen, mußte die Ausgabe außerplanmäßig 
geleistet werden. Die Mehrausgabe war nicht vor- 
herzusehen und ist unabweisbar. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 

— *) 10 000 000, — Hilfsmaßnahmen der Bundesrepublik Deutschland 

für die ungarische Bevölkerung 

Die Bundesregierung hat am 28. November 1956 be- 
schlossen, für weitere Hilfsmaßnahmen zugunsten 
der ungarischen Bevölkerung einen Betrag von 
10 000 000 DM bereitzustellen. Der Betrag soll in 
erster Linie zum Ankauf von Lebensmitteln, ins- 
besondere Mehl und Fetten, sowie zur Lieferung 
von Saatgutgetreide, ferner für Medikamente usw. 
verwendet werden. Im Haushaltsplan 1956 waren 
für diesen Zweck keine Mittel vorgesehen, 
die Ausgabe mußte daher außerplanmäßig gelei- 
stet werden. Sie war nicht vorhersehbar und ist 
unabweisbar. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 

— *) 30 000 000, — Subskriptionszahlung an die Weltbank — Beteili- 

gungsquote für das Rechnungsjahr 1957 — 

Zur Beseitigung eines DM-Engpasses der Weltbank 
und damit zur Erhaltung des bisherigen Finanzie- 
rungsverfahrens der deutschen Exportwirtschaft 
durch die Weltbank ist die Bundesrepublik gehal- 
ten, die im Rechnungsjahr 1957 fällige Beteilungs- 
quote des Bundes in Höhe von 30 000 000 DM be- 
reits im Rechnungsjahr 1956 einzuzahlen. Da Haus- 
haltsmittel für diesen Zweck im Haushaltsplan 
1956 nicht vorgesehen sind, mußte die Ausgabe 
außerplanmäßig geleistet werden. Die Mehraus- 
gabe ist unabweisbar und war nicht vorhersehbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat von der Bewilligung der Ausgabe in seiner 
185. Sitzung am 28. November 1956 Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 
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*) 14 849 187,50 


Erstattung von sowjetzonalen Straßenbenutzungs- 
gebühren an das Land Berlin 

Das Land Berlin hat für die Erstattung der ab 
1. April 1955 erhöhten ostzonalen Straßenbenut- 
zungsgebühren an die am Fernverkehr beteiligten 
Berliner Unternehmen im Rechnungsjahr 1955 ins- 
gesamt 14 849 187,50 DM auf wenden müssen. Die- 
ser Betrag ist bei der Bemessung des Bundeszu- 
schusses, der dem Land Berlin gemäß § 16 des 
Dritten Überleitungsgesetzes für das Rechnungs- 
jahr 1955 gewährt worden ist, nicht berücksichtigt 
worden, weil zunächst angenommen werden konnte, 
daß sich die Belastung des Landes Berlin in Gren- 
zen halten werde, die eine Erhöhung des Bundes- 
zuschusses nicht erforderten. Da jedoch die Auf- 
wendungen für diesen Zweck rd. 14 900 000 DM 
erreicht haben, muß der Betrag dem Land Berlin 
mit Rücksicht auf dessen Haushaltslage nachträg- 
lich zur Verfügung gestellt werden. Da Haushalts- 
mittel für diesen Zweck im Haushaltsplan 1956 
nicht vorgesehen sind, mußte die Ausgabe außer- 
planmäßig geleistet werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat von der Bewilligung der Ausgabe in seiner 
184. Sitzung am 15. November 1956 Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 
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